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Sachgebiet 212 


Der Bundesminister Bonn-Bad Godesberg, den 21. Februar 1972 

für Jugend, Familie und Gesundheit 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Bekämpfung des Drogen- und Rauschmittelmißbrauchs 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Meinecke (Ham- 
burg), Dr. Schmitt-Vockenhausen, Dr. Schäfer (Tübin- 
gen), Pensky, Sieglerschmidt, Mertes, Kleinert, Schmidt 
(Kempten), Spitzmüller, Borm und der Fraktionen der 
SPD, FDP 

- Drucksache VI/3034 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit dem 
Bundeskanzleramt, dem Auswärtigen Amt, dem Bundesministe- 
rium des Innern und dem Bundesministerium für Wirtschaft und 
Finanzen wie folgt: 


1. \Velche Konsequenzen gedenkt die Bundesregierung aus der 
Tatsache zu ziehen, daß die Bekämpfung des Rauschgifthandels 
in den Ursprungs- und Transitländern von entscheidender Be- 
deutung für den Kampf gegen Rauschgiftmißbrauch in der Bun- 
desrepublik Deutschland ist? 


Die Bundesregierung teilt die Ansicht, daß der Bekämpfung des 
Rauschgifthandels in den Ursprungs- und Transitländern erheb- 
liche Bedeutung für die Lösung des Drogenproblems in der Bun- 
desrepublik Deutschland zukommt. Die Konsequenzen, welche 
die Bundesregierung zu ziehen gewillt ist, müssen auf folgen- 
dem Hintergrund gesehen werden: 


Als wichtigstes Anbauland hat sich die Türkei erwiesen, v/eil 
dort Schlafmohn in großen Mengen legal angebaut werden 
konnte, aus dem die besonders gefährlichen Rauschgifte Opium, 
Morphium und Heroin gewonnen werden. Die Einwirkungs- 
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inöglichkeiten sind, wie bereits in der Kleinen Anfrage vom 
21. Juli 1971, Drucksache VI/2474 unter Ziffer 16 dargelegt 
wurde, gerade in der Türkei voll genutzt worden. 

Die Vorbereitung bi- oder multilateraler Absprachen ist nicht 
mit allen Ursprungsländern möglich, da z.T. besondere poli- 
tische Situationen gegeben sind. Es muß darauf hingewiesen 
werden, daß insbesondere Cannabis zum großen Teil aus Län- 
dern des Vorderen Orients eingeschmuggelt wird. 

Da die „Handelswege" nur teilweise bekannt sind, kommt ihrer 
Aufdeckung erhebliche Bedeutung zu. Auch hier ist zu berück- 
sichtigen, daß wegen der besonderen politischen Verhältnisse 
zur Zeit nicht mit allen Transitländern wirksame Absprachen 
getroffen werden können. Maßnahmen gegen einen illegalen 
Transithandel muß das Durchgangsland im Intersesse der Nach- 
barländer treffen, sofern nicht anzunehmen ist, daß zumindest 
ein Teil der illegal eingeführten Rauschgifte im eigenen Lande 
verbleibt. 

Aus dem dargelegten Sachverhalt ergibt sich, daß sich der 
„äußere Schutzring" durch Beteiligung der Ursprungs- und Tran- 
sitländer nur unvollständig aufbauen läßt. Für die Bundesrepu- 
blik Deutschland muß es deshalb entscheidend darauf ankom- 
raen, mit allen geeigneten Mitteln die illegale Ein- und Durch- 
fuhr von Rauschgiften zu unterbinden. Zoll- und Polizeimaßnah- 
men einschließlich der Maßnahmen des Grenzschutzes sind 
deshalb zur Ausbildung eines dichten „inneren Schutzringes" 
unerläßlich. Sie sind zudem in einem übergeordneten Rahmen 
als mehrfach wirksame Maßnahmen zu sehen, da sie auch den 
illegalen Transithandel treffen. Es ist z. B. bekanntgeworden, 
daß Morphinbase, aus der Heroin gewonnen wird, auf dem 
Landwege über die Balkanländer und Österreich in westlicher 
Richtung auch durch die Bundesrepublik Deutschland transpor- 
tiert wird. Andere illegale Rauschdrogen, die für skandinavische 
Länder bestimmt sind, wurden über die Niederlande, Belgien, 
sowie direkt über Hamburg eingeführt. Die von der Bundes- 
regierung im Inland getroffenen Maßnahmen zur Unterbre- 
chung dieses Transithandels sind geeignet, die Absprachen mit 
anderen Transitländern zu fördern. 

In Abwägung dieser Erkenntnisse ist die Bundesregierung in 
verstärktem Maße bemüht, gemeinsam mit anderen in gleicher 
Weise betroffenen Ländern auf die Regierungen der Ursprungs- 
und Transitländer einzuwirken, um den Anbau, die Gewinnung 
sowie den illegalen Transport und Handel mit gefährlichen 
Rauschdrogen zu unterbinden. Es wird weiterhin das Ziel die- 
ser Bemühungen sein, zu Regelungen zu kommen, wie sie in- 
zwischen mit der Türkei vereinbart worden sind. Das von der 
türkischen Regierung unlängst verfügte Anbauverbot für 
Schlafmohn ist ein erstes ermutigendes Resultat. Weitere kon- 
krete Vereinbarungen wurden getroffen. So wird zum 1. März 
1972 ein Spezialbeamter des Bundeskriminalamtes zunächst für 
die Dauer von zwei Jahren in Istanbul als einem der wichtig- 
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sten Rauschgiftumschlagplätze die kriminalpolizeilichen Inter- 
essen der Bundesrepublik Deutschland wahrnehmen. 

Zum Zentralbüro von IKPO-Interpol wurde ein Beamter des 
Bundeskriminalamtes abgeordnet, der dort in die Verfolgung 
von Fällen des internationalen Rauschgifthandels eingeschaltet 
ist. Ein weiterer Beamter des Bundeskriminalamtes ist zur Mit- 
wirkung an einem Aktionsprogramm von IKPO-Interpol zur 
Verbesserung der Bekämpfung des illegalen Rauschgifthan- 
dels im v/esteuropäischen Bereich abgeordnet worden. Darüber 
hinaus werden enge Kontakte zu ausländischen Polizeibehörden 
gehalten. 

Im Kampf gegen die internationale Rauschgiftkriminalität sind 
verbesserte Möglichkeiten für die Zusammenarbeit der deut- 
schen Zollverwaltung mit den zuständigen ausländischen Behör- 
den im Rahmen internationaler Abkommen geschaffen worden. 
So ist die gegenseitige Unterstützung der Zollverwaltungen 
der EWG-Mitgliedstaaten aufgrund des Übereinkommens vom 
7. September 1967 durch einen intensiveren Austausch von In- 
formationen effektiver gestaltet worden. Zwischenzeitlich sind 
die bilateralen Abkommen der Bundesrepublik Deutschland mit 
Spanien und Österreich in Kraft getreten, die eine gegenseitige 
Unterstützung der Zollverwaltungen bei der Bekämpfung von 
Rauschgiftdelikten ermöglichen. 

Bei der gegebenen Sachlage muß vor allem auch die Durch- 
lässigkeit des „inneren Schutzringes" verringert werden. Bis- 
lang sind dazu folgende Maßnahmen getroffen worden: 

— Es wurden Spezialdienststellen der Kriminalpolizei mit zen- 
tralen Befugnissen in den Schwerpunkten der Rauschgift- 
kriminalität geschaffen; 

— der personelle Einsatz von Polizeikräften bei der Bekämp- 
fung der Rauschgiftkriminalität wurde verstärkt; 

— die finanzielle und technische Ausstattung der auf dem Ge- 
biet der Rauschgiftkriminalität tätigen Polizeidienststellen 
wurde verbessert, die Zollstellen an den Landgrenzen, in 
den Seehäfen und auf den Flughäfen wurden mit einem 
Testverfahren zur Erkennung von Haschisch ausgestattet; 

— für Beamte der Kriminalpolizei, der Schutzpolizei, des Grenz- 
schutzeinzeldienstes, der Grenzzollstellen und des Zollfahn- 
dungsdienstes wurden gezielte Ausbildungsmaßnahmen 
durchgeführt; 

— die Ermittlungsmethoden wurden verbessert; 

— der Nachrichten- und Meldedienst wurde verbessert, die 
Zusammenarbeit der Zollbehörden mit der Kriminalpolizei 
ist verstärkt worden. Es sind 15 Rauschgiftspürhunde aus- 
gebildet worden, die entweder bei großen Zollämtern statio- 
niert sind oder anderen Zollstellen kurzfristig zur Verfügung 
stehen. Weitere Rauschgiftspürhunde befinden sich in der 
Ausbildung; 
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— bei den Zollämtern wurden Kraftfahrzeug-Überholungs- 
trupps eingesetzt. Durch kraftfahrzeug-technisch geschulte 
Beamte und eine spezielle Ausrüstung sind sie in der Lage, 
Fahrzeuge aller Art nach geheim angelegten Verstecken, in 
denen Rauschgift transportiert werden konnte, zu durch- 
suchen. Diesen Spezialeinheiten wird künftig ein Rausch- 
giftspürhund beigegeben werden. 

Als weitere Maßnahmen sind vorgesehen: 

— Großfahndungen an bestimmten Grenzübergängen unter Be- 
teiligung von Zoll, Grenzschutzeinzeldienst und Polizei; 

— Ausstattung der Zollstellen mit einem in der Erprobung be- 
findlichen wesentlich verbesserten Testverfahren; 

— weitere Maßnahmen werden in Ausführung der Vorschläge 
folgen, die von einer unter dem Vorsitz des Bundesministers 
des Innern stehenden Kommission erarbeitet und von der 
Ständigen Konferenz der Innenminister der Länder am 
16. Dezember 1971 gebilligt worden sind. 


2. Welche Möglichkeiten für die Schaffung einer internationalen 
Zusammenarbeit beim Kampf gegen den Drogen- und Rausch- 
mittelmißbrauch im Rahmen der Vereinten Nationen, des Eu- 
roparats und der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft sieht die 
Bundesregierung? Ist sie gegebenenfalls bereit, auch erste 
Schritte mit den Vereinigten Staaten von Amerika und anderen 
interessierten Ländern zu gehen? 


Die Bundesregierung war und ist bestrebt, die sich bietenden 
bi- und multilateralen Möglichkeiten zu nutzen, um die inter- 
nationale Zusammenarbeit bei der Bekämpfung des Drogen- und 
Rauschmittelmißbrauchs zu intensivieren. Neben der ständigen 
Mitarbeit in den zuständigen Gremien der Vereinten Nationen 
und der Weltgesundheitsorganisation stehen derzeit folgende 
Initiativen im Vordergrund: 

— Die Beratung gemeinsamer Maßnahmen der sechs EG-Staa- 
ten sowie Großbritanniens, die geeignet sind, die nationalen 
Bemühungen zur Bekämpfung des Drogen- und Rausch- 
mittelmißbrauchs, insbesondere auf den Gebieten des Ge- 
sundheitswesens, der Erziehung und Aufklärung, der Straf- 
verfolgung sowie der Rechtsangleichung, zu koordinieren 
und zu intensivieren. In diesem Rahmen hat ein Treffen 
europäischer Rauschgiftexperten am 4. November 1971 in 
Paris stattgefunden. Eine Sitzung der vier Sachverständigen- 
kommissionen für die bezeichneten Gebiete folgte vom 
14. bis 17. Dezember 1971 in Paris. Die nächste Sitzung war 
vom 15. bis 18. Februar 1972 in London. Die Bundesregierung 
erwartet, daß die Regierungen der erweiterten EG auf der 
Grundlage der bisherigen und küntigen Beratungsergebnisse 
der Sachverständigen wirksame Instrumente zur gemein- 
samen Bekämpfung des Drogen- und Rauschmittelmißbrauchs 
schaffen werden; 
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— - die Bundesregierung prüft die Möglichkeiten, im Rahmen 
des EG-Ministerrats Gemeinschaftsaktionen zur Bekämpfung 
des Rauschgifthandels zu koordinieren. Sie ist dafür ein- 
getreten, die EG-Kommission an der zuvor genannten Ge- 
meinschaftsinitiative zu beteiligen. Auf dieser Ebene sind 
insbesondere die Konsequenzen zu bedenken, die sich aus 
der Freizügigkeit des Verkehrs innerhalb der Europäischen 
Gemeinschaft für den illegalen Rauschgifthandel ergeben; 

— die Bundesregierung beteiligt sich an Gemeinschaftsaktio- 
nen des Europarats. Sie erwartet von dem bevorstehenden 
Symposion konkrete Ansatzpunkte für weiterführende bi- 
und multilaterale Maßnahmen; 

— die Nordatlantische Versammlung hat sich auf der 17. Jah- 
restagung vom 23. bis 29. September 1971 u. a. mit Fragen 
der Rauschgiftkontrolle befaßt. Die Bundesregierung unter- 
stützt die von der Versammlung gegebenen Empfehlungen, 
die im Abschnitt V der Drucksache VI/2801 vom 8. November 
1971 abgedruckt sind, und ist bemüht, sie im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten insbesondere auch beim Nordatlantikrat und 
bei der NATO zu verwirklichen. 

Die Bundesregierung mißt auch der Zusammenarbeit mit den 
Vereinigten Staaten von Amerika große Bedeutung zu. Kon- 
takte haben zwischen dem Bundeskanzler und dem Präsidenten 
der Vereinigten Staaten von Amerika sowie auf Ministerebene 
stattgefunden. Besonders gut hat sich bereits die Zusammen- 
arbeit mit dem Bureau of Narcotics and Dangerous Drugs 
(BNDD) der Vereinigten Staaten von Amerika entwickelt. Es 
findet ein intensiver Informationsaustausch statt. Beamte des 
Bundeskriminalamtes haben wiederholt an mehrmonatigen 
Lehr- und Informationsveranstaltungen des BNDD und in den 
USA teilgenommen. Mit den Behörden der US-Streitkräfte ist 
die auf den Bestimmungen des NATO-Truppenstatuts basie- 
rende Zusammenarbeit intensiviert worden. Die US-Militär- 
behörden haben eine Reihe wichtiger Vorschläge unterbreitet, 
die Gegenstand einer weiteren gemeinsamen Beratung am 
28. Februar 1972 sein sollen. 

Neben den bereits erwähnten internationalen Bemühungen hat 
die Bundesregierung auch Verbindungen zu anderen interes- 
sierten Ländern aufgenommen. Sie wird diese Bemühungen 
weiter vertiefen. 

Auf Initiative des Leiters der amerikanischen Zollverwaltung 
hat am 13. Dezember 1971 in Wien ein Erfahrungsaustausch 
über Fragen der Rauschgiftkriminalität stattgefunden, an der 
neben der Bundesrepublik Deutschland Italien, Österreich, Jugo- 
slawien, Ungarn, Bulgarien, die Tschechoslowakei und die 
Schweiz beteiligt waren. Es wird erwartet, daß eine verstärkte 
Zusammenarbeit der beteiligten Zollverwaltungen folgen wird. 
Bilaterale Abkommen sollen mit den USA, mit Schweden und 
Jugoslawien abgeschlossen werden. Entsprechende Vorverhand- 
lungen sind eingeleitet worden. 
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3. In welcher Weise gedenkt die Bundesregierung den Suchtstoff- 
fonds der Vereinten Nationen (UN-SPECIAL NARCOTICS 
FUND) zu unterstützen, der dazu beitragen soll, daß der Anbau 
insbesondere von Opium und indischem Hanf entscheidend ver- 
ringert wird? 

Die Bundesregierung ist als eine der ersten dem Ersuchen der 
Vereinten Nationen gefolgt und hat dem Suchstoffonds 1,0 Mio 
DM zugewiesen. Nach Maßgabe der Beteiligung anderer 
Staaten und der Konkretisierung des Programms wird darüber 
zu befinden sein, ob evtl, weitere Zahlungen erforderlich und 
möglich sind. Neben dieser Sonderzahlung leistet die Bundes- 
regierung einen jährlichen Kostenbeitrag von derzeit 310 000 
DM für Maßnahmen der internationalen Rauschgiftkontrolle 
durch die Vereinten Nationen. 


In Vertretung 

Heinz Westphal 
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